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Abkürzungsverzeichnis

ETH Eidgenössische Technische Hochschule
ZGB Zivilgesetzbuch
UNHCR Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen
SDA Schweizerische Depeschenagentur AG
UdSSR Sowjetunion
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

IZA Internationale Zusammenarbeit
Fedpol Bundesamt für Polizei
LMG Bundesgesetz über Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände
AlkG Bundesgesetz über die gebrannten Wasser

EPF École polytechnique fédérale
CC Code civil
HCR Haut Commissariat des Nations unies pour les réfugiés
ATS Agence Télégraphique Suisse SA
URSS Union des Républiques Socialistes Soviétiques
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

CI coopération internationale
Fedpol Office fédéral de la police
LDAI Loi fédérale sur les denrées alimentaires et les objets usuels
Lalc Loi fédérale sur l’alcool 
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Mit einem im Dezember 2021 eingereichten Postulat forderte Min Li Marti (sp, ZH) vom
Bundesrat die Ausarbeitung einer Auslegeordnung zur Terrorismus- und
Extremismusbekämpfung. Die Postulantin begründete ihren Vorstoss damit, dass die
Zuständigkeiten innerhalb der verschiedenen Massnahmen zur Terrorismus- und
Extremismusbekämpfung nicht immer klar abgrenzbar seien. Die geforderte
Auslegeordnung soll die Zuständigkeiten und rechtlichen Grundlagen für das Fedpol,
den NDB und die kantonalen Polizeibehörden klar aufzeigen und so problematische
Doppelspurigkeiten, Unklarheiten und Abspracheprobleme verhindern. Der Bundesrat
zeigte Verständnis für das Anliegen und beantragte die Annahme des Postulats.
Bekämpft wurde das Postulat indes von Andreas Glarner (svp, AG). Zwar stimmte er der
Postulantin insofern zu, als allfälligen Lücken und Doppelspurigkeiten in der
Terrorismus- und Extremismusbekämpfung entgegengewirkt werden müsse, er
erachtete einen Bericht jedoch nicht als passende Massnahme. Der Nationalrat nahm
das Postulat in der Sommersession 2022 mit 134 zu 54 Stimmen ohne Enthaltung an. 1

POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

Privatrecht

Mit einem im Dezember 2021 eingereichten Postulat forderte Nationalrätin Sibel Arslan
(basta, BS) die Evaluation der Artikel 41 bis 43 des Zivilgesetzbuches. Geregelt wird in
den betreffenden Artikeln die Beurkundung des Personenstands, insbesondere auch
dann, wenn die Personenstandsdaten nicht durch Urkunden nachgewiesen werden
können. Laut der Postulantin gestalte sich die Anwendung der Artikel 41 bis 43 ZGB
oftmals schwierig, was für die betroffenen Personen mit einem grossen Aufwand und
erheblicher Rechtsunsicherheit verbunden sei. Der Bundesrat unterstützte das
Anliegen; kantonale Behörden, Gerichte und betroffene Personen hätten wiederholt auf
die unbefriedigende Situation bei fehlendem Nachweis von Angaben über den
Personenstand hingewiesen. Im Nationalrat wurde das Postulat von Andreas Glarner
(svp, AG) bekämpft. Er erachtete es im Namen der SVP-Fraktion nicht als notwendig,
einen Bericht zu den Artikeln 41 bis 43 ZGB zu erstellen. Wenn ein Problem bestehe,
solle direkt eine Änderung der entsprechenden Artikel im ZGB angestrebt werden.
Hinter Glarner stellte sich die SVP-Fraktion. Die grosse Kammer nahm das Postulat in
der Sommersession 2022 mit 135 zu 53 Stimmen ohne Enthaltungen an. 2

POSTULAT
DATUM: 08.06.2022
LENA BALTISSER

Aussenpolitik

Gute Dienste

Im Juni 2022 verlangte Nationalrat Nicolas Walder (gp, GE) vom Bundesrat einen Bericht
über die Attraktivität und Effizienz des internationalen Genf für Aktivitäten und
Organisationen im Zusammenhang mit Friedensprozessen. Dieser solle eine Übersicht
über die in Genf angesiedelten Aktivitäten und Organisationen im Zusammenhang mit
Friedensprozessen sowie eine Analyse der momentanen Entwicklungen im Bereich der
Mediation und Friedenskonsolidierung beinhalten. Zudem forderte Walder eine
Evaluation der innovativen Initiativen im Bereich der Friedensförderung und eine
Einschätzung dazu, welche Instrumente der Bund entwickeln könnte, um die Entfaltung
solcher Initiativen mit mehreren Stakeholdern zu begünstigen und deren Verankerung
in Genf zu fördern. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, da dessen
Anliegen in der geplanten Strategie«Multilateralismus und Gaststaat» erfüllt werde. In
der Herbstsession 2022 wurde das Postulat von Andreas Glarner (svp, AG) bekämpft. 3

POSTULAT
DATUM: 30.09.2022
AMANDO AMMANN
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Entwicklungspolitik

Nationalrat Béglé (cvp, VD) gab dem Bundesrat im September 2016 mit seinem Postulat
«Mehr Unterstützung für die Ausbildung in Flüchtlingslagern» den Auftrag zu prüfen,
wie sich Berufsbildungsprogramme und universitäre Bildungsangebote in
Flüchtlingslager besser unterstützen liessen. Die Förderung höherer Bildung für
Flüchtlinge gehöre seit 2012 zu den wichtigsten Zielen des UNHCR und Projekte wie das
Dafi-Programm (Deutsche Akademische Flüchtlingsinitiative Albert Einstein)
ermöglichten bereits über 2240 Flüchtlingen den Zugang zu höherer Bildung in 41
Empfangsländern. Auch die NGO Swiss International Humanitarian Organization habe,
unter anderem in Kooperation mit der ETHL, in Burundi eine Universität in einem
Flüchtlingslager gegründet, so Béglé. 
Der Bundesrat anerkannte die grosse Bedeutung von (Berufs-)Bildung für Menschen auf
der Flucht und verwies auf die Botschaft über die IZA 2017-2020, wonach die Mittel für
die Grundschul- und Berufsbildung um 50 Prozent erhöht werden sollen. Bisher habe
sich die Schweiz vor allem in diesem Bildungsbereich engagiert, doch man werde
prüfen wie diese Bemühungen im Rahmen der Botschaft zur IZA auch in Bezug auf
höhere Bildung verstärkt werden könnten. Der Bundesrat beantragte daher die
Annahme des Postulats. 
In der Frühlingssession 2017 diskutierte der Nationalrat das Postulat, weil Andreas
Glarner (svp, AG) dieses bekämpfte und forderte, dass man sich zuerst um die
elementarsten Bedürfnisse kümmern müsse, bevor man in die Ausbildung investiere.
Der anwesende Bundesrat Didier Burkhalter zeigte sich etwas verärgert über das Votum
Glarners und bat diesen darum, «nicht alles zu vermischen». Das Postulat schlage eine
Verknüpfung von humanitärer Nothilfe und Entwicklung vor. Gerade bei
Langzeitflüchtlingen gehe es über reine Nothilfe hinaus. Zudem sei Bildung ein Mittel
zur Minderung der Gefahr terroristischer Rekrutierung. Der Nationalrat folgte der
Empfehlung des Bundesrats und nahm das Postulat mit 126 zu 65 Stimmen an. Dagegen
stimmten ausschliesslich die Fraktionskolleginnen und -kollegen von Andreas Glarner. 4

POSTULAT
DATUM: 08.03.2017
AMANDO AMMANN

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Mittels Postulat wollte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) den Bundesrat mit der
Unterbreitung von Vorschlägen betrauen, die darauf abzielen, die Promotion für
alkoholische Getränke, insbesondere bei den Jungen, einzuschränken. Die Postulantin
argumentierte mit dem in Studien mehrfach aufgezeigten Zusammenhang zwischen
Alkoholwerbung und Alkoholkonsum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Zudem
habe die Covid-19-Pandemie einen beachtlichen Einfluss auf das psychische
Wohlbefinden dieser Altersgruppe. «Eine schlechte psychische Gesundheit» gehe
wiederum mit dem Risiko eines «problematische[n] Konsum[s] von psychotropen
Stoffen» einher. Ebenfalls bedenklich sei das Marketing in den sozialen Medien, auf
welchen Jugendliche ständig mit Werbung in Berührung kämen. Der Bundesrat
befürwortete zwar das Anliegen, war jedoch der Ansicht, dass zurzeit neue gesetzliche
Bestimmungen im Bereich der Alkoholwerbung nicht angebracht seien. Vielmehr wolle
sich die Landesregierung dafür einsetzen, dass die Bestimmungen zur Alkoholwerbung
im AlkG und im LMG vollzogen würden. Der Bundesrat erklärte sich jedoch bereit, eine
Evaluation zu den geltenden Bestimmungen von Alkohol-Werbung im Internet und den
damit verbundenen Herausforderungen vorzunehmen, und beantragte aus diesem
Grund die Annahme des Postulats. Nachdem das Geschäft im Oktober 2021 von Andreas
Glarner (svp, AG) bekämpft worden war, kam es in der Wintersession 2021 in den
Nationalrat. Dort wurde das Postulat mit 95 zu 88 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. Während sich die Fraktionen der SP, GLP und der Grünen für den Vorstoss
aussprachen, nahm das bürgerliche Lager grossmehrheitlich eine ablehnende Position
ein. 5

POSTULAT
DATUM: 13.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Das am 19. Juni 2019 eingereichte Postulat Nantermod (fdp, VS) «Für eine
Zuwanderungsregelung, die den Bedürfnissen der Schweiz entspricht» forderte vom
Bundesrat, verschiedene Varianten für ein besseres System zur Regelung der
Zuwanderung aus Drittstaaten zu prüfen. So sei etwa das geltende Kontingentmodell
verbesserungsfähig, auch ein Ersatz des Modells durch ein System, das stärker auf die
Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichtet sei, sei zu prüfen, so Philippe Nantermod. Der
Walliser Freisinnige begründete sein Anliegen mit den Veränderungen, welche die
Migrationspolitik erlebte – etwa durch die Annahme der sogenannten
Masseneinwanderungsinitiative – und den Wirtschaftskrisen von 2008, welche dazu
führten, «dass die Schweiz im Bereich der Einwanderung eine von Vorsicht geprägte
Gesetzgebung erliess». Die Arbeitslosenquote in der Schweiz und Europa sei
unterdessen aber auf ein «historisch tiefes Niveau» gesunken und die Schweizer
Wirtschaft sei darauf angewiesen, dass nun auch das Kontingentierungsmodell
entsprechend modernisiert werde. Insbesondere in der Hightech-Branche drohe sonst
ein Fachkräftemangel, worunter wiederum das Schweizer Innovationsschaffen leiden
könnte. 
Mitunterzeichnet wurde das Postulat von Fathi Derder (fdp, VD), welcher fast zeitgleich
eine ähnlich lautende Motion (19.3882) eingereicht hatte, die auf die Auswirkungen der
Zuwanderung auf die Hightech-Branche fokussierte. Die Motion Derder wurde vom
Bundesrat im August mit Verweis auf das Postulat Nantermod abgelehnt, für dieses
hingegen beantrage er die Annahme.
Die durch die bundesrätliche Empfehlung möglich gewordene stillschweigende
Annahme des Postulates wurde verhindert, weil es durch Andreas Glarner (svp, AG)
bekämpft wurde. Grundsätzlich, so Glarner, unterstütze er Nantermods Anliegen, doch
«bevor das Problem der ungehinderten Zuwanderung» nicht gelöst sei, dürften keine
neuen Anreize zur Einwanderung entstehen. Die Schweiz sei zu dicht bevölkert, liess
Glarner verlauten, und die Zuwanderung trage wesentlich dazu bei: Höhere Mieten, ein
zu hoher Energieverbrauch, Staus im Strassenverkehr und volle Züge im Pendlerverkehr
seien die Folge. Erst müsse man die «Schleusen schliessen», denn danach könne man
gezielt Fachkräfte in die Schweiz einreisen lassen, führte Glarner in der durch seine
Bekämpfung nötig gewordenen Debatte aus. Bundesrätin Keller-Sutter empfahl das
Postulat nach Glarners Einwänden weiterhin zur Annahme, denn der Bundesrat werde
ja nur damit beauftragt, das heutige Zulassungssystem für Arbeitskräfte aus Drittstaaten
zu prüfen und nicht, die «Schleusen zu öffnen». Der Bundesrat beabsichtige keine
Gesetzesänderung, jedoch halte er es für relevant, zu überprüfen, ob gemäss Postulat
Nantermod Optimierungspotenzial zu identifizieren sei. Der Nationalrat folgte den
Empfehlungen der Bundesrätin und nahm das Postulat mit 110 zu 79 Stimmen bei einer
Enthaltung an. 6

POSTULAT
DATUM: 04.03.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Préoccupé par la situation des agences de presse, le conseiller national Jon Pult (ps,
GR) a déposé un postulat chargeant le Conseil fédéral de présenter divers scénarios
de soutien. Il s'agissait selon lui de garantir la stabilité d'infrastructures médiatiques
telles que l'ATS, vitales pour le monde médiatique dans un pays comme la Suisse. Cet
objet a été combattu par Andreas Glarner (udc, AG), qui mettait en avant l'importance
de l'indépendance des médias vis-à-vis de l'État. Dans son discours devant ses
collègues de la chambre des cantons, l'argovien refusait catégoriquement tout soutien
de la Confédération à une agence de presse, comparant cette possibilité à l'époque
soviétique, quand la Tass, l'agence télégraphique de l'URSS, était la seule source
d'information pour les médias étrangers. Son intervention forçait la conseillère fédérale
Simonetta Sommaruga à rappeler le rôle des agences de presse à la tribune. Elle
soulignait leur importance particulière pour les journaux régionaux, qui ne peuvent pas
se permettre financièrement de suivre les événements suisses et mondiaux sans ces
agences. Au nom du Conseil fédéral, elle recommandait ainsi l'adoption du postulat.
Celui-ci a été approuvé par 122 voix contre 61 et 8 abstentions. 7

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
MATHIAS BUCHWALDER

1) AB NR, 2022, S. 999
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2) AB NR, 2022, S. 998 f.
3) AB NR, 2022, S. 1870; Po. 22.3585
4) AB NR, 2017, S. 262; Po. 16.3887
5) AB NR, 2021, S. 2090; AB NR, 2021, S. 2543 f.
6) AB NR, 2019, S. 1937; AB NR, 2020, S. 121 ff.
7) BO CN, 2021, p. 1428
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